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Geschäftsordnung der Kommunalen Präventions- und  
Gesundheitskonferenz der Stadt Herne (Stand 01/2025)
 
 
§ 1 Rechtsgrundlage 

Die Stadt Herne richtet gemäß 

§ 24 des Gesetzes über den öffent-

lichen Gesundheitsdienst des Lan-

des Nordrhein-Westfalen (ÖGDG) 

vom 25.11.1997 (GV NW S. 430) 

eine Kommunale Präventions- und 

Gesundheitskonferenz ein. Die 

Zielsetzungen, Aufgaben und  

Arbeitsweise der Kommunalen  

Gesundheitskonferenz werden in 

§ 24 des ÖGDG geregelt. Zur 

Durchführung der dort genannten 

Aufgaben gibt sich die Kommunale 

Präventions- und Gesundheitskon-

ferenz der Stadt Herne folgende 

Geschäftsordnung. 

 
§ 2 Definition 

(1) Die Präventions- und Gesundheits-

konferenz ist eine an Regeln  

gebundene Form der Zusammen-

arbeit, mit der die örtlichen Akteu-

rinnen und Akteure des  

Gesundheits-, Bildungs-, und  

Sozialwesens, aus Pflege und 

Sport sowie der Jugend- und Al-

tenhilfe die Verbesserung der Ver-

sorgungssituation und der Lebens-

qualität in allen Lebensphasen an-

streben – unter kontinuierlicher 

Einbeziehung des bestehenden 

Versorgungssystems.  

(2) Diese Zusammenführung des örtli-

chen Fachwissens erfolgt mit dem 

Ziel, gemeinsame, auf die spezifi-

sche Situation der Stadt zuge-

schnittene Handlungsperspektiven 

zu erarbeiten. 

(3) Die Präventions- und Gesundheits-

konferenz ist ein freiwilliger Zu-

sammenschluss, der die Eigen-

ständigkeit der Teilnehmerinnen 

und Teilnehmer nicht einschränkt. 

 
 
§ 3 Grundsätze 

(1) Zentraler Grundsatz der Arbeit im 

Rahmen der Präventions- und Ge-

sundheitskonferenz ist die Kon-

sensfindung. Die Teilnehmerinnen 

und Teilnehmer bekunden die Be-

reitschaft zur Kooperation mit an-

deren Institutionen, Initiativen,  

Vereinen, Arbeitskreisen, Selbsthil-

fegruppen und engagierten Bürge-

rinnen und Bürgern. 

(2) Im Rahmen der Präventions- und 

Gesundheitskonferenz arbeiten 

präventionsrelevante Akteurinnen 

und Akteure zusammen. Alle  

Akteurinnen und Akteure akzeptie-

ren sich im Rahmen der  

Präventions- und Gesundheitskon-

ferenz als gleichberechtigte  

Partnerinnen und Partner. In den 

Diskussionen wird zwischen Mei-

nungen und Personen unterschie-

den. 

(3) Im Rahmen der Konferenz hat jede 

Teilnehmerin / jeder Teilnehmer 

das Rederecht. 

(4) Die Präventions- und Gesundheits-

konferenz arbeitet nicht in Konkur-

renz zu bereits bestehenden  

Gremien und Arbeitskreisen. 

 

§ 4 Aufgaben 

(1) Die Präventions- und Gesundheits-

konferenz berät gemeinsam inte-

ressierende Fragen von Prävention 

und Lebensqualität in allen Le-

bensphasen sowie Themen der 

gesundheitlichen Versorgung auf 

örtlicher Ebene mit dem Ziel der 

Koordination und gibt bei Bedarf 

Empfehlungen. Die Umsetzung  

erfolgt unter Selbstverpflichtung 

der Beteiligten. 
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(2) Die Präventions- und Gesundheits-

konferenz wirkt an der integrierten 

Berichterstattung und der  

Initiierung und Koordinierung von 

interdisziplinären, fachbereichs- 

und trägerübergreifenden  

Projekten mit. Ergebnisse und  

Expertise der Gesundheitsbericht-

erstattung (GBE), der Sozialpla-

nung und des kleinräumigen  

integrierten Monitorings werden mit 

einbezogen. 

 

§ 5 Teilnehmendenkreis / Mitglieder 

(1) Die Präventions- und Gesundheits-

konferenz setzt sich zusammen 

aus Vertreterinnen und Vertretern 

der Fachausschüsse der Stadt 

Herne sowie aus Vertreterinnen 

und Vertretern der an der Gesund-

heitsförderung, Gesundheitsver-

sorgung und kommunalen Präven-

tion der Bevölkerung beteiligten 

örtlichen Institutionen, Einrichtun-

gen, Gremien, Initiativen und  

Vereine, der Selbsthilfe und des 

Patientenschutzes sowie der ge-

setzlichen und privaten Kranken-

kassen. Dabei handelt es sich um 

Mitgliedsinstitutionen /- organisati-

onen aus den Bereichen: 

 Politik und Verwaltung 

 Leistungserbringerinnen  

/ Leistungserbringer 

 Kostenträgerinnen  

/ Kostenträger 

 Selbsthilfe, Patientenschutz, 

und weitere  

Netzwerkpartnerinnen  

/ Netzwerkpartner 

(2) Der oben genannte Teilnehmen-

denkreis erklärt sich bereit, die ihn 

in der Konferenz vertretenden  

Personen frühzeitig und verbindlich 

zu benennen („Mandatsträger“). 

(3) Die Präventions- und Gesundheits-

konferenz kann zu ihren Sitzungen 

Expertinnen und Experten ohne 

Stimmrecht hinzuziehen. Über die 

dauerhafte Teilnahme einer fach-

kundigen Person (ohne Stimm-

rechte) sowie die Neuaufnahme 

von dauerhaften Mitgliedern ent-

scheidet die Präventions- und  

Gesundheitskonferenz mit ein-

facher Mehrheit. 

(4) Die Mitglieder sind für die rechtzei-

tige Weiterleitung der Beratungs-

ergebnisse und Informationen an 

die durch sie vertretenen Institutio-

nen verantwortlich. 

 

§ 6 Vorsitz und Geschäftsführung 

(1) Den Vorsitz der kommunalen Prä-

ventions- und Gesundheitskonfe-

renz führt die / der Dezernent/in für 

Soziales, Gesundheit und Kinder-

Jugend-Familie. Die / der Vorsit-

zende übernimmt gemeinsam mit 

der Leiterin / dem Leiter des Fach-

bereiches Gesundheit die Modera-

tion und Leitung der Sitzungen der 

Präventions- und Gesundheitskon-

ferenz. 

(2) Die Geschäftsführung obliegt auf-

grund § 23 ÖGDG dem Fachbe-

reich Gesundheit. 

 

§ 7 Aufgaben der Geschäftsführung 

(1) Die Geschäftsführung der Präven-

tions- und Gesundheitskonferenz 

obliegt der Geschäftsstelle der 

Präventions- und Gesundheitskon-

ferenz, die aufgrund § 23 ÖGDG 

im Fachbereich Gesundheit der 

Stadt Herne verortet ist. 

(2) Die Geschäftsstelle moderiert den 

Zielfindungsprozess und die The-

menwahl zwischen allen beteiligten 

Akteurinnen und Akteuren. Sie un-

terstützt die Präventions- und Ge-

sundheitskonferenz bei der Vorbe-

reitung, Begleitung und Beratung 

der Arbeitsgruppen sowie bei der 
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Umsetzung der verabschiedeten 

Empfehlungen. Die Geschäftsstelle 

ist Koordinierungsstelle zwischen 

der Präventions- und Gesundheits-

konferenz und ihren Arbeitsgrup-

pen und Netzwerken. 

 

§ 8 Sitzungen und Arbeitsweise 

(1) Die Präventions- und Gesundheits-

konferenz tagt in der Regel zwei-

mal jährlich. 

(2) Die Sitzungen sind in der Regel 

nicht öffentlich. Über Ausnahmen 

entscheidet die Kommunale  

Präventions- und Gesundheitskon-

ferenz. 

(3) Sofern Sitzungen der Kommunalen 

Präventions- und Gesundheitskon-

ferenz als Präsenzveranstaltung 

nicht in Frage kommen, können sie 

mittels verschlüsselter Kommuni-

kationsverbindung als Video- /  

Telefonkonferenzen durchgeführt 

werden. 

(4) Die Geschäftsführung beruft die 

Präventions- und Gesundheitskon-

ferenz schriftlich mindestens 

6 Wochen vor Sitzungstermin ein. 

Die Einladung mit Tagesordnung 

und ggf. weiteren Beratungsunter-

lagen erfolgt mit einer Mindestfrist 

von 14 Tagen. 

(5) In die Tagesordnung sind die Vor-

schläge aufzunehmen, die mindes-

tens 4 Wochen vor der Sitzung bei 

der Geschäftsführung eingegangen 

sind. Die Präventions- und  

Gesundheitskonferenz behält sich 

vor, die Tagesordnung zu Beginn 

der Sitzung zu genehmigen bzw. 

zu verändern. 

(6) Die Präventions- und Gesundheits-

konferenz wählt ihre Arbeitsthe-

men. Die Themenvorschläge kön-

nen aus dem Kreis der Mitglieder 

stammen oder von außen an die 

Präventions- und Gesundheitskon-

ferenz herangetragen werden. 

(7) Die Ergebnisse der Präventions- 

und Gesundheitskonferenz werden 

in Form eines Tagungsprotokolls 

der Öffentlichkeit und allen Teil-

nehmerinnen und Teilnehmern zu-

gänglich gemacht. 

(8) Die Konferenzteilnehmerinnen und 

-teilnehmer streben an, einver-

nehmliche Handlungsempfehlun-

gen zu erzielen. Im Sinne des Ko-

operationsgedankens wird eine 

gemeinschaftliche Umsetzung der 

Handlungsempfehlungen verfolgt. 

Die Teilnehmerinnen und Teilneh-

mer erklären ihre Bereitschaft, die 

Empfehlungen der Präventions- 

und Gesundheitskonferenz in ihrer 

Arbeit zu berücksichtigen. 

(9) Die Präventions- und Gesundheits-

konferenz kann bei Bedarf zu spe-

ziellen Themen Arbeitsgruppen 

einrichten. Diese werden nach der 

Präventions- und Gesundheitskon-

ferenz die offengebliebenen Fra-

gen klären. 

 
§ 9 Bildung und Aufgaben von Arbeits-
gruppen und / oder Netzwerken 

(1) Zur Bearbeitung der gewählten 

Themen und ggf. zur Vorbereitung 

von Empfehlungen richtet die Prä-

ventions- und Gesundheitskonfe-

renz bei Bedarf ständige (auf  

Dauer angelegte) und/oder tempo-

räre (anlassbezogene und zeitlich 

befristete) Arbeitsgruppen ein.  

Diesen sollen die für den Themen-

bereich verantwortlichen Entschei-

dungsträgerinnen / Entscheidungs-

träger, Fachkräfte und Expertinnen 

/ Experten der Mitglieder der Prä-

ventions- und Gesundheitskonfe-

renz angehören. Institutionen so-

wie Expertinnen und Experten von 

außen können beteiligt werden. 

Nach Beratung und Empfehlung 
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durch die Kommunale Präventions- 

und Gesundheitskonferenz können 

bereits bestehende Facharbeits-

gruppen und Netzwerke der Stadt 

Herne bei der Kommunalen Prä-

ventions- und Gesundheitskonfe-

renz angesiedelt werden. Sie be-

halten dann ihre personelle, orga-

nisatorische und thematische 

Selbständigkeit. 

(2) Die Teilnehmerinnen und Teilneh-

mer unterstützen die Geschäfts-

stelle der Präventions- und Ge-

sundheitskonferenz bei der Erstel-

lung von Informationsgrundlagen 

und Materialien (Integrierte kom-

munale Berichterstattung). 

(3) Die Arbeitsgruppenleitung liegt bei 

einer durch die Präventions- und 

Gesundheitskonferenz oder durch 

die Arbeitsgruppe beauftragten 

Person. Die Arbeitsgruppenleiter / 

innen sind gleichzeitig Sprecher / 

innen der Arbeitsgruppen. Sie tra-

gen die Ergebnisse in der Präven-

tions- und Gesundheitskonferenz 

vor und sind für die Bearbeitung 

der Fragestellungen in dem vorge-

gebenen Zeitplan verantwortlich. 

Protokolle dokumentieren die Ar-

beit in den Arbeitsgruppen. 

(4) Die Sitzungen der Arbeitsgruppen 

können analog der Regelungen in 

§ 8 Absatz 3 der Geschäftsord-

nung ebenfalls als Video- / Tele-

fonkonferenzen durchgeführt wer-

den. 

 
§ 10 Abstimmungs- und Beschluss-
fähigkeit 

(1) Die Präventions- und Gesundheits-

konferenz ist beschlussfähig, wenn 

die einfache Mehrheit der Mitglie-

der anwesend ist. Sie gilt als be-

schlussfähig, solange ihre Be-

schlussunfähigkeit nicht festgestellt 

ist. 

(2) Alle Entscheidungen der Präven-

tions- und Gesundheitskonferenz – 

wie auch der Ausspruch von Emp-

fehlungen – bedürfen der einfa-

chen Mehrheit der anwesenden 

Mitglieder. Gleichzeitig ist erforder-

lich, dass die von der Umsetzung 

betroffenen Mitglieder der Präven-

tions- und Gesundheitskonferenz 

der Empfehlung zustimmen. Die-

ses Votum kann auch vorab schrift-

lich abgegeben werden. 

(3) Jedes anwesende Mitglied der 

Kommunalen Präventions- und 

Gesundheitskonferenz hat eine 

Stimme. Wenn zwei Personen oder 

mehr Personen für ein Mitglied 

anwesend sind, müssen diese sich 

auf ein gemeinsames Votum für 

eine Stimme einigen oder enthal-

ten. Die / Der Vorsitzende und die 

Geschäftsstellenleitung sind ohne 

Stimmrecht. Die Abstimmungen er-

folgen offen. Enthaltungen zählen 

nicht als Gegenstimmen. 

 
§ 11 Änderung der Geschäftsordnung 
und Inkrafttreten 

(1) Änderungen der Geschäftsordnung 

können nur per ¾-Mehrheit der 

anwesenden Mitglieder beschlos-

sen werden. 

(2) Die Geschäftsordnung und deren 

Änderungen treten jeweils mit Be-

schluss der Kommunalen Präven-

tions- und Gesundheitskonferenz 

in Kraft. 

 

Herne, den 29. Januar 2025 


